
RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur : 351FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am. . . 29. . Nowamhar. . 1933.

DieLichtpreisrabatteimGast -undSchankgewerbe.
Heureerschienenals VertreterderGenossenschaftderGast¬

wirteVorsteherHolzmann,Vorsteher-StellvertreterSchaffhaubt ,Kammer¬
rat Stegbauer ,ferner für das Gremium der Kaffeehausbesitzer Vorsteher

Egkher sowie die Vorsteher - Stellvertreter Aldor und Demerer ,ferner für
dasGremiumderHoteliersVorsteherScheiflingerundfür dieGenossenschaft
derKaffeeschänkerVorsteherTschoklundPräsidialmitgliedGaron,schliess-¬
lich SyndikusDr .ZedekimRathaus ,ummit VizebürgermeisterEmmerling
undStadtrat Dr .Dannabergdie Frage der Rabatte beimStrombezugzube- ¬
sprechen .Nach einer längeren Erörterung der Lage im Gast -undSchank¬
gewerheund der Auswirkungender letzten Strompreiserhöhungmit dervölli - ¬
gen Aufhebungder Rabatte kammanzu demErgebnis ,dass in Erwartungeiner
SteigerungdesKonsumsdie Wiederherstellungder RabattsätzeimaltenAus-¬

masse von den jeweils geltenden Strompreisen erfolgt .Bezüglich desStromes
für Reklamzweckebleibendie alten Rabatteunverändertaufrecht .

. - ¬
DerVoranschlagWiensfür1934.

DerWienerStadtsenat setzte heute in gemeinsamerSitzung
mit dem städtischen Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der

BundeshauptstadtWienundüber die Wirtschaftspläneder städtischenUn¬
ternehmungenfür dasJahr 1934fort .

InderSpezialdebatteüberdasKapitelWohlfahrtswesenführt
StadträtinDr .Motzkoaus ,dasshier Abstrichevorgenommenwordensind ,die
sehr bedauerlichsind .Aufallen Gebietenzeigensich sehr füllbareEin¬
schränlungen ,obwohles dringendnotwendigwäre ,den Fürsorgeetat dentat - ¬
sichenBedürfnissenanzupassen .EineDarstellungdesRechtsverhältnisses
zwischenGemeindeWienunddemBürgerspitalsfondswäresehrwünschenswert .
Auchin der Wohlfahrtspflegezeigt es sich ,daesSie Ihrenkulturkämpferi¬
wchenGeistnicht aufgebenwollen ,wassich schonausderSubventionierung
desVerbandesder freiwilligenJugendfürsorgemit60 . 000Schillingergibt ;
der Caritasverbanddagegengoht leer aus .

St . . Kunschakteilt mit ,dass ihmvomReichsbundderKriegs-¬
epferOesterreichsdieBeschwerdezugekommenist ,derReichsbundseimit
seinemAnsuchenumBewilligungeinos SammeltagesvomMagistratabgewiesen
wordon ,ebrohl der sozialdemokratische Inyalidenverband alljährlich in
denTheatornundKinoseineSammlungveranstalte ,undersuchtumAufklärung.

In seinem Schlusswort beantwortet St . . Honaydie anihn
gestelltenAnfragenundsagtdiegewünschteDarstellungüberdieVerpflich-¬
tungender Gemeindean denBürgerspitalsfondszu ,woraufdas KapitelWohl¬
fahrtswesengenehmigtwird.

Ueberdie VerwaltungsgruppeWohnungswesenberichtetSt . R.
Webor .Derfür die Inangriffnahmefür NeubautenvorgeseheneBetragvon
28,000 . 000Schilling mus ste leider gestrichen werden,sodass im Jahre 1934

damitgerechnetwerdenmuss ,dassNeubautennichtin Angriffgenommenwerden
können .DieAbrochnungder fertiggestellten Wohnhausanlagengehtzufrieden-¬
stellend vor sich .Insgesamt wurden mit Inanspruchnahme der Bundeswohnbau - ¬
förderung . 604Wohnungenerrichtet .FürmehrereBauten ,deronAusführung
durchdenGemeinderatbeschlossenwurde ,wurdenBundeszuschüssenichtge-¬
währt .Da auch die Gemeindeaus ihren Mitteln nicht in der Lage ist ,dieso
Bautenin Angriffzunohmon,müssendieseObjektenotgedrungnunausgeführt
bleiben .Zur Gebarungder städtischen Wohnhäuserverwaltungist zubemerken,
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dass sich der Besitz an Wohnungenumdie im Bau befindlichen . 164
vermehrenwirdunddamitdie enormeZahlvon69 . 564Wohnungenund . 661
Geschäftslokalenerreicht .VergebenwurdenimlaufendenJahr . 990Woh-¬
nungen .Damit wurde - einschliesslich des Tausches - der Wohnbodarfvon

. 235Parteienmit24 . OloKöpfenbefriedigt .DerMietzinseingangistzu-¬
friedenstellend .FürErhaltungskostenanstädtischenWohnhäusernsindwie
imVorjahre' 9MillionenSchillingvorgesehen.DerReservefürgrössere
Instandsetzungenwerden3,346 . 000Schillingzugeführt .DieKleingartenför- ¬
derungwirdsichimnächstenJahrkediglichaufdiefachlicheBeratung
undUeberwachnungundaufdieSchädlingsbekämpfung ,fürdieeinBatragvon5000Schillingeingesetztist ,beschränkenmüssen.

Schliesslichbemerkeichnoch ,dassdurchdieEinschränkungderBautätigkeitsichnatürlichauchdieAgendendesWohnungsamtesvermin-¬
dern .DaNoubautenimkommendenJahrvoraussichtlichnichtinAngriff
genommenwerdenkönnen,musstedasWohnungsamtdieVormerkungvonWohnungs:suchendeneinstellen ,zumalbeimWohnungsamteam31. Oktober. J .noch
immer. 912Vohnungssuchendeundmehrals 100. 000TauschwerberinVormer-¬
kungstehenunddurchdiegerichtlichenDelogierungenunddergåeichen
chenhinununterbrocheneinenichtunbeträchtlicheZahldringslichsterFallezuwächst. Esist schonjetzt,daseit Wochenalle Bautenbesiedeltsinc
ungomeinschwer,diedringlichenFällezuversorgenundeswirdgewiss
keineleichteAufgabesein ,dienochzurVerfügungstehendenWohnungen
zweckentsprechendzuvergeben.DieSchrumpfungdesBudgetsistdoppelt
schmerzlich,einmalweildieWohnunggnotnochnichtbehobenist undweil
dieBesoitigungderElendsquartiere,dienurdurchdieöffentlicheBautä.
tigkeiterfolgenkann,leiderauflangeSichtvortagtwerdonmuss,voraller
aber,woildadurchdieArbeitimBaugowerbeinerschreckendem ,jakatastro¬phalemUmfangeingeengtwird .

St. . KunschaktadeltdieHaltungderGemeindegegenüberdon
Siedlungsgenossenschaften ;aufdiesemGobietkommendiewahnsinniggton
Lingevor .DiesezweifellosungerechteBehandlungderSiedlungsgonossen-¬schaftenmussdringendstbehobenwerden.

St. . Dr.MotzkobringtnochmalsdiewirtschaftlicheLageder
GeschäftslokaleinderInnerenStadtzurSpracheundorklärt,dassderZins
unddie Wehnbausteuerzusammenhouteschon35ProzentdesFriedenszinses
ausmachen.WährendimaltenFpiedenszinsschonalleUmlagenenthaltenwaren,
mussderGeschäftsmanndieseheutenebenZinsundWohnbausteuernochsopa¬
rattragonunddiesineinerZoit,inderderGeschäftsumfanginkatastropha¬lemMass 'zurückgeht.

NachdomSchlusswortdesRoferentenwirddasKapitelWohnungs
wesongenehmigt,woraufSt. . RichterüberdieVorwaltungsgruppefürtech-¬nischeAngelegenheitenberichtet .In dieserVerwaltungsgruppeorgibtsich
trotzgrössterSparsamkeitinfolgeunabweislichnotwendiggewordenenArbei¬
ten eineSteigerungderNottoausgabengegenüber1933um ' 4Millicnen
Schilling.DieAusgabenfürStrassenerhaltungundStrassenbausindmit' 34
MillionenSchillingveranschlagt .FürdieFortsetzungdrElektrifizierung
derolcktrischenBeleuchtungsollen260. 000Schillingausgegebenwerden.EineBeitragsleistungfürdenNeubauderReichsbrückeistimVoranschlag
derGemeindenichtenthalten ,weildiesegrosseAusgabedieStrassonbahn¬
unternehmungtrifft .

St .Rtin .Dr .Motzkobezeichnetes als absolutnichtnotwendig,
dassindieserVorwaltungsgruppeinsbesondereimKanalisationsbotriebeine
weitestgehendeKommunalisierungplatzgegriffenhat .Diesgehteinzigundallein aufKostenderPrivatwirtschaft .
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Der Referent erkkärt im Schlusswort unter anderem ,dass
von,einerSchädigungder PriwatwortschaftkeineRedesein kann .Die
vonFrauStadträtinDr .MotzkogerügteKommunalisierunghatsichgäänzend

bewährt .
DieAnsätzederVerwaltungsgruppefürtechnischeAngele-¬

genheitenwerdendaraufhingenehmigt.
St . R .Linder leitet die Verhandlungen über das Kapitel

Ernührungs-undWirtschaftswesenein ,indemerberichtet ,dassauchindie-¬
ser Verwaltungsgruppedie grösste Sparsamkeitbeobachtetwordenist .Die
usgabenbetragenrund23MillionenSchilling ,die Einnahmenrund14Mil-¬

lienenSchilling .Fürdie weitereAusgestaltungderFeuerwehrsollenfast
7 Millionen Schilling ausgegeben werden .Bei den Lageräusern wird imnächs :

JahreineBesserungderwirtschaftlichenSituationerwartet.
St . . Kunschakbemängelt den überaus schlechten Bauzustand

einzelner Amtshäuserund verlangt deren Renovierung ,woraufdieAnsätze
der VerwaltungsgruppeErnährungs - undWirtschaftswesengenehmigtwerden.

DasKapitelAllgemeineVerwaltungsangelegenheitenwirdohneDebattegenehmigt.
Vizebgm .Emmerlingberichtet sodannüberdieWirtschaftsplän

derstädtischenUnternehmungen.DasGaswerkrechnetmiteinemGebarungs-¬
überschuss von ' 7Millienen Schilling ,das Elektrizitätswerk mit einemGe- ¬

barungsüberschussvon10 ' 57MillionenSchilling ,dieLeichenbestattungmit
einemUeberschussvon150. 000Schilling ,dasBrauhausmiteinemUeberschuss
von 50 . 000Schilling und die Gewista mit einem Ueberschuss von80 . 000
Schilling .BeidenStrassenbahnenist ein Gebarungsabgangvon28 ' 8Millioner
Schillingveranschlagt.DieStrassenbahnenrechnenmiteinerEinnahmezus
derPersenalbeförderungvon103MillionenSchilling .

St. . Kunschakbemerkt ,dassdie jetzt angeschlageneErläu¬
terung für den Kurzstreckentarif vollkommenunverständlich ist .Damitkann
kein Menschetwasanfangen.

DieWirtschsftsplänederstädtischenUnternehmungenwerden
genehmigt,ebensedas Kapitel FinanzenundBedeckung .

Damitist die BeratungüberdenVoranschlagderBundes¬
hauptstadtWienundüberdie Wirtschaftspläneder städtischenUnternehmun¬
genfürdasJahr1934imWienerStadtsenatundimstädtischenFinanzaus-¬schussabgeschlessen.
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